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1.Problemstellung

Die Spartentrennung spielt im deutschen Versicherungswesen seit über 100 Jahren eine prägende Rolle. Sie wurde 1903 zwischen der Sach- und Lebensversicherung erst​mals in Deutschland praktiziert und schon davor war in Preußen der gemeinsame Betrieb der beiden Versicherungszweige untersagt.
 In der Zeit ihres Bestehens wurde die Sparten​trennung immer wieder in Frage gestellt und es gab über die Jahre hinweg zahl​reiche Diskussionen. Auch in naher Zukunft wird über das Fortbestehen der Spartentrennung wie​der leb​haft diskutiert werden und es wird überlegt werden, ob sie nach Ver​än​derun​gen im Versicherungswesen noch Sinn macht. In dieser Arbeit soll deshalb nun heraus​gear​beitet werden, wie sich das Prinzip der Spartentrennung im letzten Jahr​hun​dert in den Berei​chen der Lebens-, Kranken-, Kredit- und Rechtsschutzversicherung vom rei​nen Recht der Auf​sichtsbehörde zu deutschem Recht entwickelt hat. Es wird im Weite​ren genauer darauf eingegangen werden, warum es im Zuge der Harmonisierung auf euro​päischer Ebene zu einer großen Diskussion um die Spartentrennung kam und wel​che Auswir​kungen diese Richtlinien der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) auf die deutsche Ver​sicherungsbranche, insbesondere im Bezug auf die Spar​tentren​nung, hat​ten. Dann wird aufgezeigt werden, wie die Durchführungsgesetze und der eu​ropäische Binnenmarkt die Praxis der Spartentrennung verändert haben. Ab​schließend wird unter​sucht werden, wie es heute um die Spartentrennung steht und ob es für sie nach der Ein​führung von Sol​vency II noch eine Zukunft gibt. Es wird dabei immer wie​der besonders auf die Lebens​versicherung eingegangen werden, da diese zum einen der erste Ver​sicherungszweig war, der der Spartentrennung unterworfen wurde, und die Lebens​versicherung auch in den europäischen Überlegungen immer eine beson​dere Rolle ein​genommen hat. 
2.Grundlagen der Spartentrennung
2.1 Die Spartentrennung
Als Spartentrennung wird im Versicherungswesen der Vorgang bezeichnet, wenn ein Versicherungsunternehmen nur einen Versicherungszweig betreibt. Diese Speziali​sie​rung steht im Gegensatz zu den gemischten Betrieben, bei denen ein Versicherungsun​ternehmen mehrere Versicherungszweige betreibt. Die Umsetzung der Spartentrennung in einem Versicherungsunternehmen ist jedoch meist kein freiwilliges unter​neh​meri​sches Werkzeug, sondern wird von der Aufsichtsbehörde gefordert und, wenn nö​tig, so​gar erzwungen.
 
2.2 Gründe und Nachteile der Spartentrennung
Es gibt verschiedene Gründe, warum ein Versicherungszweig der Spartentrennung un​terworfen wird. Zum einen wird das Vermögen oder die Rücklagen aus einem durch statistisch gut vorhersagbaren Versicherungszweig davor geschützt, zum Abwenden eines Kapitalengpasses oder gar Konkurses eines weniger gesicherten und damit ris​kanteren Zweiges benutzt zu werden. Bei der Le​bensversicherung zum Beispiel ver​sucht man die Vorteile, welche durch die gesicherten statistischen Erkenntnisse in die​sem Zweig vorliegen, nicht durch die hohen Variabilitäten, die in der Sachversicherung vorherrschen, zu gefährden.
 Zum anderen versucht man durch die Spartentrennung zu ver​hindern, dass ein sehr riskanter Zweig durch den Betrieb anderer weniger riskanter Zweige abgesichert wird oder dieser eine riskante Zweig alle anderen Zweige ge​fährdet. Es besteht auch die Möglichkeit, einen Zweig der Spartentrennung zu unterwerfen, weil durch den Betrieb mit einem anderen Zweig die Gefahr einer Interes​senkollision be​steht. Dies ist zum Beispiel bei der Rechtsschutz- und Haftpflichtversicherung der Fall.
 Bei jeder Anwendung der Spartentrennung geht es also darum, die Belange der Ver​sicherten zu schützen.  
 Aber es gibt auch Nachteile für die Versicherten. So ist es für sie nicht möglich, die „Versicherungen aus einer Hand“ zu beziehen, also alle Versicherungen beim selben Unternehmen abzuschließen, was ihrem natürlichen Interesse entspricht.
 Dieses Prob​lem greifen die Versicherungsunternehmen in der Diskus​sion um eine Abschaffung der Spartentrennung immer wieder auf. Sie werden durch den Betrieb der ge​trennten Bran​chen in verschiedenen Unternehmen dazu gezwungen, für jedes Unter​nehmen eigene Verwaltungen einzurichten. Auch der Vertrieb und die Außen​darstellung der Unter​nehmen müssen einzeln bearbeitet werden. Hierbei geht es um einen enormen Kosten​faktor und ist deshalb ein wichtiger Punkt, der im Zusammen​hang mit der Spartentren​nung immer wieder beachtet werden muss.
3. Entstehung und Beginn der Spartentrennung in Deutsch​land

3.1 Durchsetzung der Spartentrennung ab 1901
Wie eingangs erwähnt, gab es die Spartentrennung zwischen Sach- und Lebens​versi​cherung in Preußen schon im 19. Jahrhundert. Dennoch fand sich im deutschen Ver​sicherungsaufsichtsgesetz vom 12. Mai 1901 keine wirkliche Regelung der Spar​tentren​nung. Dennoch war die erste verweigerte Zulassung von Sach- und Lebensver​si​cherun​gen, die im Jahre 1903 vom Kaiserlichen Aufsichtsamt beschlossen wurde
, auf das Versi​cherungsaufsichtsgesetz zurückzuführen. Artikel 7 und Artikel 13 lieferten Gründe für die Verweigerung zur Zulassung und machten die Aufnahme neuer  Ver​sicherungs​zweige genehmigungspflichtig.
  In der Begründung für das Verbot hob das Kaiser​liche Aufsichtsamt die besondere Zuverlässigkeit und  Sicherheit der statistischen Methoden in der Lebensversicherung gegenüber den anfälligen Zweigen der Sach​ver​sicherung (insbesondere Feuer-, Hagel- und Transportversicherung)  heraus.
 Im Jahre 1904 verdeut​lichte das Aufsichtsamt auch, dass es in Zukunft den gemischten Be​trieb von Lebensversicherung und der großen Sachversicherung nicht mehr zulassen werde.
 Vier Jahre später machte dann das Aufsichtsamt aus denselben Gründen deut​lich, dass es auch ausländischen Versicherern die Genehmigung versagen würde, wenn diese in ih​rem Heimatland nicht der Spartentrennung unterworfen seien.
 In den kommenden Jah​ren wurde die Spartentrennung vom Aufsichtsamt immer weiter ausgebaut, ohne jedoch die bestehenden Mehrbranchenunternehmen zur Spartentrennung zu zwingen. Um den so entstehenden Unruhen entgegenzuwirken, gab es um 1918 die ersten Alter​nativvor​schläge. Der frühere Präsident des Aufsichtsamtes, Gruner, veröffent​lichte ei​nen Vor​schlag, nachdem die Spartentrennung durch eine Art getrennte Verwaltung durch einen Lebensversicherungsfond ersetzt werden sollte.
 Der Gesetzgeber schuf jedoch nicht die notwenigen Grundlagen, und so führte die Versicherungsaufsicht die Spartentren​nung fort und die Unternehmen bildeten Konzerne, um einige Nachteile aus​zuglei​chen.
 Auf diesem Weg ordneten sich die meisten bestehenden Mehrbranchen​versiche​rer dann auch dem Spartentrennungsgebot unter. 
3.2 Entwicklung der Spartentrennung in der Lebensversicherung
Nach 1920 gab es in der Lebensversicherung immer wieder kleine Aussetzungen beim Prinzip der Spartentrennung. Zum einen war die Verbindung mit der Haftpflicht​ver​si​cherung noch erlaubt, zum anderen gab es im öffentlich-rechtlichen Bereich Probleme mit der Abdeckung der Unfallversicherung. Einige Lebens​ver​sicherungen durften des​halb die Aufgaben der Unfall- und Haftpflichtversicherung (später auch Kraftverkehrs​versicherung) übernehmen und in speziellen Abteilungen betreiben.
 Doch diese Aus​nahmen galten nur für die öffentlich-rechtlichen Ver​sicherungen. Mit dem neuen Ver​sicherungsaufsichtsgesetz vom 6.6.1931 (§8 Abs. 1 Ziff. 2), in dem der Geschäfts​be​trieb versagt werden darf, wenn der Geschäftsplan keine ausreichenden Sicherheiten bietet,
  war die Spartentrennung in der Lebens​versicherung begründet und wurde seit​dem auch rigoros durchgesetzt. Nachdem allge​mein anerkannt war, dass die Lebensver​sicherung als gesondert betrachtet werden müsse, und sie aufgrund ihrer besonderen Sicherheiten und ihrer sozialen Komponente vorerst zu Recht der Spartentrennung un​tergeordnet wird, rückten andere Ver​sicherungszweige in den Vordergrund.
3.3 Entwicklung der Spartentrennung in Kranken-, Kredit- und Rechts​schutzversicherung
In den anderen Versicherungszweigen kann man den Beginn der Spartentrennung meist nicht exakt festlegen. Auch hier ist die Spartentrennung aus einer Praxis der Ver​si​che​rungsaufsicht entstanden, die versucht hat, Versicherungszweige die durch neue Er​geb​nisse (Inflation, gesellschaftliche Veränderungen…) gefährlicher wurden oder auf​grund ihrer anwachsenden Bedeutung und längeren Planung besonderen Schutz be​durften, von den anderen Zweigen abzugrenzen.  Die Krankenversicherung (in Deutschland nach Art der Lebensversicherung betrieben) wurde so 1927 der Sparten​trennung unterworfen.
 Dies war notwendig geworden, da die Kranken​versicherung zu einer lebenslänglichen Versicherung zum Schutz vor Krankheiten (vor​her reine Risiko​versicherung) ausgebaut worden war und damit Altersrückstellungen besaß, die ähn​lichen Schutz wie die Le​bensversicherung notwendig machten.

Ganz anders gestaltet sich der Fall bei der Kreditversicherung. Hier wurde schon 1904 vom Aufsichtsamt auf das große Risiko in diesem Versicherungszweig hingewiesen, man reagierte aber erst wesentlich später. Ausschlaggebend für die Anwendung des Spartentrennungsprinzips war 1929 der FVAG Fall, der fast zum Ruin eines großen Versicherers geführt hätte.
 Anders als bei der Lebens- und Krankenversicherung galt es bei der Kreditversicherung jedoch, die anderen Zweige vor den großen Schwan​kun​gen des Kreditgeschäftes zu schützen und damit  Rückwirkungen auf ein normaler​weise gleich​mäßiges, normales Versicherungsgeschäft zu verhindern. Die Auf​sichtsbe​hörde kam des​halb zu dem Schluss, dass  die Kreditversicherung nur in einem mit gro​ßer Er​fahrung ausgestatteten Spezialunternehmen betrieben werden sollte.

Ein weiterer Unterschied existiert außerdem noch in der Rechtsschutzversicherung. Diese Art der Spartentrennung, vor allem zwischen Haftpflicht- und Rechtsschutz​versi​cherung, ist als einzige rechtlich vollständig anerkannt. Die Haftpflicht​versicherung dient dazu, den Versicherungsnehmer davor zu schützen Haftpflicht​ansprüche (ein​schließlich Prozesskosten)  eines Geschädigten zahlen zu müssen. Für die Durchsetzung solcher Haftpflichtansprüche ist jedoch gerade die Rechtsschutz​versicherung zuständig. Würde ein Versicherungsunternehmen nun beide Ver​sicherungen eines Versicherungs​nehmers innehaben, so träte hier eine Interessen​kollision auf, die sehr leicht zu Schwie​rigkeiten führen könnte. Dies erkannte das Auf​sichtsamt 1937 und verhängte die Spar​tentrennung über die Rechtsschutzversicherung.

3.4 Aktiengesetz 1965

Ende der dreißiger Jahre wurde es ruhig um die Spartentrennung in den vier Ver​si​che​rungszweigen. Es bildeten sich Konzerne, in denen spartengetrennte Ver​sicherungs​un​ternehmen nebeneinander unter einem Dach existierten. Diese hatten wei​ter die Vor​teile der Spartentrennung, und gleichzeitig führten die Zusammenschlüsse in einem Konzern zu einer Verringerung des  Verwaltungsaufwandes und sie konnten ge​meinsam vertrie​ben werden. Diese Konzernbildung war als Reaktion auf die Sparten​trennung allgemein akzeptiert, und war vor allem in einem horizontalen Konzern (ne​beneinander von Un​ternehmen mit gemeinsamer Holding-Gesellschaft) durchaus eine erwünschte Ent​wicklung. Probleme gab es jedoch bei einem vertikalen Konzern, in welchem ein Un​ternehmen die Mehrheit an einem so genannten beherrschten Unternehmen hält. Dabei erkannte der Gesetzgeber vor allem dann eine Gefahr für die Durchführung der Spar​tentrennung, wenn ein der Spartentrennung unterliegendes Unternehmen von einem anderen Ver​sicherer beherrscht wird. Da dieses Unternehmen dann der Weisung des herrschenden Unternehmens unterliegen kann, reagierte der Gesetzgeber im Aktienge​setz von 1965.  Es wurde vom Bundesaufsichtsamt verlangt, dass bei Beherrschungs​verträgen - vor al​lem mit Lebensversicherungen - notwendige Gegenmaßnahmen zu treffen sind, um das Gebot der Spartentrennung zu wahren. Die beherrschten Unter​nehmen soll​ten im Bezug auf die Verwendung ihrer Mittel jederzeit eigenständig ent​scheiden und die alleinige Verantwortung über die Einhaltung der Vorschriften für ihre Ver​sicherungsbranche tra​gen. Der Schutz der Belange der Versicherten war damit auch im Aktiengesetz sicher​gestellt.

4.Spartentrennung im gemeinsamen Markt
4.1 Diskussion um Fortsetzung der Spartentrennung in Europa
Nachdem das neue Aktiengesetz den Fortbestand der Spartentrennung in Deutschland gesichert hatte, stand mit den Koordinierungsarbeiten für den gemeinsamen Markt der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) eine weitere Diskussion um die Spar​tentrennung an. Es ging dabei um eine Niederlassungsfreiheit für Unternehmen aus der EWG auf dem ganzen Gebiet derselben. Da für die verschiedenen Länder der EWG verschiedene rechtliche Vorschriften für die unterschiedlichen Branchen bestanden, gestalteten sich diese Arbeiten besonders schwierig. Vor allem das Problem der Spar​tentrennung wurde im Zusammenhang mit der Niederlassungsfreiheit besonders einge​hend betrachtet. Ausschlaggebend hierfür war, dass das Prinzip der Sparten​trennung in den einzelnen EWG-Ländern so unterschiedlich betrachtet wurde, dass man von wirk​lichen Gegensätzen sprechen konnte. Die verschiedenen Vertreter der Länder trafen sich deswegen von 1961 an regelmäßig, um immer wieder diese Probleme zu besprechen und eine gemein​same Lösung zu finden. Ein Zeitplan, der die Koordi​nierung für die Lebensversicherung bis 1967 und für die vorrangig behandelten Nicht- Lebensversi​cherungen bis 1965 vor​sah, konnte nicht eingehalten werden.
 Vor allem das Problem in der Lebens​versicherung wurde stark diskutiert und es dauerte über zehn Jahre länger, bis ein erster Richtlinienentwurf festgelegt wurde. 
Es gab dabei für die Überarbeitung des Prinzips der Spartentrennung im Groben vier Möglichkeiten, die in abgewandelten Formen immer wieder als Lösung vorgeschlagen wurden. Der erste Vorschlag sollte die Spartentrennung in allen EWG-Ländern ein​füh​ren. Dies hätte eine Übergangsphase zur Folge gehabt, in der die bestehenden Komposit​versicherer ihre Unternehmen hätten aufspalten müssen. Alle neuen Unter​nehmen hät​ten dann nur noch unter dem Prinzip der Spartentrennung gegründet werden dürfen. Hier widersprachen die Länder, welche eine andere Regelung als die Sparten​trennung (z.B. getrennte Verwaltung in Italien) hatten. Als zweite Lösung bot sich das genaue Gegenteil an, welches die Aufhebung der Spartentrennung für alle Länder be​deutet hätte. Dies hätte einen enormen Verwaltungsaufwand für die deutschen Betriebe be​deutet und wurde, vor allem da es nach dem neuen Aktiengesetz 1965 für Deutsch​land auf keinen Fall mehr in Frage kam, von deutschen Vertretern aufs Heftigste ab​ge​lehnt. Der dritte Vorschlag war ein Kompromiss aus den beiden ersten, wobei für neu gegründete Unternehmen die Spartentrennung gelten sollte, während die alten Kompo​sitversicherer eine koordinierte, getrennte Verwaltung ausüben sollten. Als Vier​tes be​stand noch die Möglichkeit die verschiedenen Systeme nebeneinander laufen zu lassen und somit Teile der bisherigen Regelungen beizubehalten; nur für bestehende Kompo​sitversicherer sollte auch hier eine koordinierte Verwaltung gelten. Auch zu den letzten beiden Vorschlägen gab es immer wieder neue Varianten und es waren Gegner in bei​den Lagern. Vor allem die Entscheidung über das Verfahren in der Lebens​versicherung schwankte deshalb immer wieder zwischen diesen Vorschlägen hin und her und wird wegen seiner großen Bedeutung hier separat dargestellt.

4.2 Lösung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)
4.2.1 Die Lösungen in der Nichtlebensversicherung
Die Vorschriften für die Nichtlebensversicherung wurden von der Europäischen Kom​mission als Erstes in Angriff genommen. Dabei wurde die Koordinierungs​direktive, die das weitere Vorgehen bestimmen sollte, immer wieder verändert.
 In den ersten Direkti​venentwürfen (1965) wurde die Spartentrennung für die Bereiche Kran​ken-, Kredit-, und Rechtsschutzversicherung für inländische Versicherungen un​an​getastet gelassen. Für ausländische Versicherer am deutschen Markt sollten die Ver​sicherungen getrennt verwaltet werden. Daraus hätten sich aber für die deutschen Ver​sicherer einige Nachteile ergeben  und es sich somit um eine Inländer​diskriminierung gehandelt. Des​halb wurde diese Möglichkeit, die den ausländischen Unternehmen am deutschen Markt den Kompositbetrieb erlaubt hätte, auch verworfen. Im nächsten Direktiven​entwurf 1966 wurde der Bundesrepublik dann erlaubt, bis auf weiteres ihr bestehendes System beizubehalten. Diese Erlaubnis wurde von dort an im​mer wieder um vier Jahre bis zu den nächsten Koordinierungsarbeiten erteilt und wurde danach einer weiteren Prüfung unterzogen. Wichtig dabei war immer, dass die Vertreter der EWG abwarten wollten, wie sich die Unternehmensstruktur entwickelte.
 Hier zeigte sich wieder ein​mal, dass das Prinzip der Spartentrennung eine sehr komplexe Struktur hat und vor al​lem auf​grund der unterschiedlichen Begründungen bei der Ein​führung in den verschie​denen Versicherungszweigen auch in jeder einzelnen Branche detaillierte Betrachtung benö​tigt.
 Eine Konsequenz aus den Erkenntnissen der Koordinierungs​gespräche war dann auch die komplett unterschiedliche Behandlung in den Versicherungsrichtlinien. Nach​dem die EWG die deutsche Erlaubnis zum Betrieb der Spartentrennung immer wieder verlängert hatte, brachte man in den 80er Jahren verschiedene Versicherungs​richtlinien heraus. Diese Entscheidungen wurden nach sorg​fältiger Beobachtung des sich entwi​ckelten Marktes getroffen und galten als Vor​bereitung auf den Europäischen Binnen​markt. Die Konsequenz dieser Richtlinien sollte zum Ende der Spartentrennung in Kre​dit- und Rechtsschutzversicherung führen, wäh​rend die Krankenversicherung
 in Deutschland ähnlich der Lebensversicherung be​handelt wurde und die Spartentrennung weiter ausgeübt werden durfte. In Kapitel 5 wird die Umsetzung der europäischen Richtlinien in deutsches Recht noch einmal näher besprochen. 
4.2.2 Der Weg in der Lebensversicherung

Ein wenig anders gestaltete sich die Lösung im Bezug auf die Lebensversicherung. Im Gegensatz zu den anderen Versicherungszweigen war ihre besondere Stellung und Schutzbedürftigkeit auch in den Nachbarländern anerkannt und fast jedes Mitgliedsland hatte irgendeine Form der Trennung zwischen Sach- und Lebensversicherung.
  Zu Beginn der Koordinierung machte fast jedes Land einen eigenen Vorschlag. Zuerst drängte man auf eine rasche Lösung und forderte Maximalbedingungen
, um dann 1969 die sog. Optionslösung zu erarbeiten. Diese besagte, dass Mehrbranchen​versi​che​rer in Deutschland entweder Sach- oder Lebensversicherungen betreiben durf​ten, und die andere in eine Tochtergesellschaft auslagern mussten, die Erleichterungen er​halten sollte. Doch selbst ein Kompromissvorschlag, der eine Übergangsfrist ein​räumte, wurde abgelehnt. Danach wurden 1972 wieder die vier oben genannten Lösungen dis​kutiert, wobei das Gremium zur verpflichtenden Einführung der Spartentrennung nur für neue Versicherungsunternehmen tendierte. Da die Sparten​trennungsländer damit nicht ein​verstanden waren, wurde diese Lösung  noch einmal aufgebessert. In den Spartentren​nungsländern sollten die bestehenden Mehrbranchen​versicherer nur das Nichtlebensver​sicherungsgeschäft betreiben dürfen. Dieser Kompromiss war dann auch die Grundlage für die Einigung auf die erste Koordinierungsrichtlinie vom 5. März 1979.

Deutschland hatte im Mai 1975 dieser Entscheidung schon vorgegriffen und die Spar​tentrennung per Gesetz vorgeschrieben. Damit war die Spartentrennung in Deutschland von der reinen Aufsichtspraxis zur Vorschrift geworden und damit end​gültig anerkannt. Die EWG entschied sich 1979 in der ersten Lebens​versicherungsrichtlinie daher auch für die Einführung der Spartentrennung in allen Länder der EWG. Sie verbot den ge​meinsamen Betrieb von Lebens- und Nichtlebens​versicherungen. Da sich in den ande​ren Mitgliedsländern viele Mehrbranchen​versicherer befanden, musste die EWG einige Ausnahmen machen. Diese dienten je​doch nur der Besitzstandswahrung. Es handelt sich dabei um Übergangsfristen, Einführung von getrennter Verwaltung und Vergünsti​gungen bei der Gründung von Tochtergesellschaften.

Die so entstandenen Nachteile für die Mehrbranchenversicherer, die auch von den Aus​nahmen nur bedingt aufgefangen werden konnten, sorgten auch dafür, dass die Sparten​trennung bis zur Einführung des europäischen Binnenmarktes weiter umstritten blieb.    
5. Gegenwart und Zukunft der Spartentrennung in Deutsch​land
5.1 Umsetzung europäischen Rechts
Die Kommission der Europäischen Union (EU) machte 1985 wieder eine Kehrtwende. Anstatt die fast schon beschlossene Harmonisierung weiterzuführen, verfolgte sie im Weißbuch von 1985 das Prinzip einheitlicher Mindestnormen. Jedes Land konnte also wieder selbstständig entscheiden, welches System von Rechts- und Aufsichtsnormen es führen wollte, und nur grundlegende Rahmenbedingungen regelten die Sicherung von Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit. Die daraus entstandenen neuen Schadens- und Lebensversicherungsrichtlinien sollten dann bis 1993 in deutsches Recht umgesetzt werden.

Für deutsche Unternehmen ändert sich deshalb im Bezug auf die Lebensversicherung wenig, da Deutschland sich für den Erhalt der Spartentrennung entschied. Nur für euro​päische Mitgliedsländer musste von dieser Regelung abgewichen werden. Für sie dürfen die Bestimmungen zur Spartentrennung nicht angewandt werden, und es mussten so spezielle Regelungen zur Lebensversicherung getroffen werden.
 

Ähnlich verhielt sich die Umsetzung in der Krankenversicherung. Zwar müssen sich Unternehmen aus den EU-Mitgliedsstaaten nach der dritten Schadens​versicherungs​richtlinie nicht mehr der Spartentrennung unterwerfen, doch für in​ländische Unterneh​men  gilt weiterhin die Spartentrennung.

In der Kreditversicherung gab es eine ganz andere Entwicklung. Durch die Kredit​versi​cherungsrichtlinie wurde das Spartentrennungsverbot für die Kreditversicherung aufge​hoben.  Zum Schutz der anderen Versicherungszweige vor dem hohen Schwankungs​risiko in der Kreditversicherung
 wurde die Höhe des Garantiefonds neu bestimmt.
 Durch die neuen statistischen und rechnerischen Grundlagen bei der Prognose, vor al​lem in der Kreditversicherung, war die Entwicklung weg von der Spartentrennung eine logische Konsequenz.

Auch in der Rechtsschutzversicherungsrichtlinie wurde die Abkehr vom Prinzip der Spartentrennung beschlossen.
 Um die Bedenken einer Interessenkollision, die in der Aufsichtsbehörde immer noch Bestand hatten, auszuräumen, wurden für die Rechts​schutzversicherung neue Regelungen getroffen, welche den Schutz, den die Sparten​trennung bot zu ersetzen. Deshalb müssen Versicherungsunternehmen, die die Rechts​schutzversicherung zusammen mit anderen Sparten betreiben, die Leistungsbearbeitung einem anderen Unternehmen übertragen und  Schadensabwicklungsunternehmen dürfen neben der Rechtsschutzversicherung keine anderen Versicherungen mehr betreiben. Auch die Mitarbeiter werden in der gesetzlichen Regelung davor bewahrt in einen In​teressenkonflikt zu geraten.
 Bei der Rechtsschutzversicherung wurde also im Gegen​satz zur Kreditversicherung die Spartentrennung nicht durch versicherungs​technische Mittel ersetzt, sondern durch unternehmenspolitische Entscheidungen. 
5.2 Diskussion um die Spartentrennung nach Einführung des euro​päischen Binnenmarktes
Am 1. Juli 1994 startete dann der europäische Binnenmarkt. Die größte Zusammen​füh​rung von Teilmärkten, die es je gab, führte natürlich auch wieder zu einer genauen Un​tersuchung der bestehenden aufsichtsrechtlichen Regelungen. Die Entscheidung von Deutschland, sich in Kranken- und Lebensversicherung für die Spartentrennung zu ent​scheiden, wurde von der europäischen Union mit Argwohn betrachtet. Es gab deshalb auch immer wieder Anweisungen an Deutschland, kleine Änderungen vor​zunehmen. Jede Änderung wurde von der Europäischen Kommission beobachtet und man ergriff immer wieder Maßnahmen, die die deutsche Aufsicht dazu bringen sollte, die strenge Durchführung der Spartentrennung wenigstens bei Änderungen im Versicherungsmarkt zu lockern.
 Diese Anmerkungen waren von Nöten, da Deutsch​land sich vor der Öff​nung des Binnenmarktes durch gesetzliche Regelungen  immer wieder vor einem Wett​bewerb gerade auf dem Gebiet der Lebensversicherung bewahrt hatte. Da Deutschland nach Einführung des Binnenmarkts auch dadurch zu dem zentralen Versicherungsmarkt wurde, musste die Europäische Union hier besonders genau beobachten. So hielten sich auch immer wieder hartnäckig Gerüchte, das Bundesaufsichtsamt für Versicherung (BAV) würde die Spartentrennung abschaffen.
 Doch bis heute hat sich das BAV im​mer wieder für die Spartentrennung ausgesprochen und dies gegenüber der Euro​päischen Union bekräftigt.  
5.3 Zukunft der Spartentrennung nach Solvency II
5.3.1 Allgemeine Akzeptanz der Spartentrennung in Deutschland
Heute ist die Spartentrennung in Deutschland allgemein akzeptiert.  Zwar haben sich die Mittel der Prognose im letzten Jahrhundert immer weiter verbessert, doch bedroht der Ausfall einer Versicherung (z. B. in der Unfallversicherung) immer wieder die Existenz der zu schützenden Versicherungsnehmer.
 Auch der zunehmende Druck des Wett​bewer​bes  auf europäischer Ebene führt gerade die Lebensversicherung immer wieder in Existenzprobleme. Vor allem schwächere Marktteilnehmer brachten die deutsche Bilanz von 50 Jahren ohne nennenswerte Insolvenz im Lebensversicherungsmarkt ins Schwan​ken. Aus der Sicht der Sicherung der Belange des Versicherten gibt es also im Moment keine Alternative zur Spartentrennung. Es gibt aber noch zwei weitere Gründe. Zum einen würde eine Aufhebung der Spartentrennung zu einer großen Unsicherheit auf dem Markt führen. Der seit mindestens 80 Jahren gut funktionierende Markt der Lebensver​sicherung würde so zu einem Unsicherheitsfaktor mit ungewissem Ausgang. Zum ande​ren haben die Versicherungsunternehmen, wie oben schon erwähnt, mit der Bildung von Konzernen hervorragend auf die Spartentrennung reagiert. So konnte der Nachteil der höheren Kosten durch Vertrieb und Außendarstellung (Vermarktung) weit​gehend be​seitigt werden und auch das natürliche Bedürfnis der Versicherungsnehmer nach „’Ver​sicherungen aus einer Hand’ (Allbranchenangebot)“
 kann so befriedigt wer​den.  

Doch das Spartentrennungsgebot setzt die Lenkung des Staates voraus und ist ein mas​siver Eingriff in die unternehmerische Freiheit. So wird es im Zuge einer weiteren Libe​ralisierung immer wieder zu Veränderungen beim Prinzip der Spartentrennung kom​men, jedoch ist das Prinzip ohne weitgehende Änderung auf dem Versicherungs​markt heute als gesichert anzusehen und ist unumstritten.
5.3.2 Auswirkungen von Solvency II auf die Spartentrennung
Mit dem Entschluss, die europäische Solvenzaufsicht zu modernisieren, und der kom​menden Umsetzung der daraus entstandenen neuen Aufsichtsregelungen
, wird sich in naher Zukunft eine weitreichende Veränderung für das Bundesamt für Finanz​aufsicht  (BaFin früher BAV) ergeben und die Spartentrennung wird erneut in Frage gestellt werden. Vor allem Solvency II wird sich nachhaltig auf die Spartentrennung auswirken und eine neue Diskussion entfachen. Ziel von Solvency II ist „die Ent​wicklung eines wettbewerbsneutralen Systems, welches die tatsächliche  Risikolage des Versicherers umfassend und möglichst realistisch beschreibt“
. SCHRADIN erklärt den derzeitigen Entwurf von Solvency II als ein Dreisäulensystem. Die erste Säule umfasst Regelungen zu versicherungstechnischen Rückstellungen, Vermögensanlage oder der Solvabili​tätsspanne. Die zweite Säule enthält „Vorschriften für die internen Modelle und Pro​zesse“
, und die dritte Säule regelt Transparenzvorschriften.
 Diese neuen Vorschrif​ten bringen eine neue Praxis der Versicherungsaufsicht mit sich. Die Unternehmen wer​den anhand der Versicherungszweige betrachtet, welche sie betreiben, und es werden für die einzelnen Zweige gewisse Mindestkapitalanforderungen auf verschiedenen Ebe​nen verlangt. Die neuen aufsichtsrechtlichen Eingriffsmöglichkeiten dienen weitgehend der Verhinderung eines Konkurses. Diese aufsichtsrechtliche Kontrolle findet fort​dau​ernd statt und führt so zu einer andauernden Überwachung des Konkursrisikos. Auch im Falle einer Verletzung gibt es neue Eingriffsmöglichkeiten der Aufsicht.
Wie oben bereits ausgeführt ist das ausschlaggebende Argument der Spartentrennung heutzutage nur noch die Sicherung und der Schutz der Belange der Versicherten im Be​zug auf den Konkursfall. Da dies bei Solvency II wie dargestellt im Griff zu sein scheint und die Tatsache, dass das Prinzip der Spartentrennung einen erhebliche Zeit​verzö​ge​rung bei der Neuzulassung von Versicherten bedeutet, wird in den nächsten Jahren eine erneute Diskussion um die Fortführung der Spartentrennung stattfinden, und es wird wohl eine Neuregelung  des Prinzips geben müssen. Die Spartentrennung hat je​doch eine lange Tradition und Erfolgsgeschichte, was die Entscheidung des BaFin si​cherlich beeinflussen wird. Zudem wird bei einer Abschaffung der Spartentrennung besonders in der Lebensversicherung ein Durcheinander auf dem Versicherungsmarkt erwartet, was den auf Stabilität und Sicherheit angewiesenen Markt in Schwierigkeiten bringen könnte. Diese Tatsachen und die notwendige Beobachtung der Auswirkungen, die Sol​vency II auf das Versicherungswesen haben wird, werden Veränderungen in der Spar​tentrennung erst nach einer langen Vorbereitungszeit nach sich ziehen. 
6. Zusammenfassung

Um die historische Entwicklung der Spartentrennung in Deutschland darzustellen, wurde der Beginn vor hundert Jahren und die folgenden wichtigen Meilensteine näher unter​sucht und ihre Auswirkungen dargestellt. Es wurde gezeigt, dass der Beginn der Spar​tentrennung in den einzelnen Branchen nicht genau auszumachen ist, sondern die Auf​sichtsbehörde sich den jeweiligen Begebenheiten in einer Versicherungsbranche ange​passt hat. Auch die sich ergebenden Nachteile und die daraus resultierenden Alter​nativ​vorschläge wurden aufgezeigt und es wird deutlich, warum die Spartentrennung immer wieder in Frage gestellt und kontrovers diskutiert wurde. Besonderes Augenmerk wurde auf die Diskussion um die Spartentrennung im Zusammenhang mit den Koordi​nierungs​arbeiten zur Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt durch die EWG gelegt. Die Spartentrennung wurde in diesem Zusammenhang im deutschen Gesetz festgeschrieben und das Resultat der Arbeiten hatte weitreichende Konsequenzen. Es wurde dargestellt, wie die Spartentrennung in Kredit- und Rechts​schutzversicherung aufgrund der Forderungen der Europäischen Union aufgehoben wurde, während die Spartentrennung in Lebens- und Krankenversicherung durch ein Wahlrecht erhalten blieb. So wurde die heutige Situation in Deutschland erarbeitet, in der die Spartentren​nung weitgehend akzeptiert ist und die Versicherungsunternehmen die Nachteile der Spartentrennung durch die Konzernbildung ausgleichen. Zum Schluss zeigt eine Be​trachtung der zukünftigen Veränderungen im Aufsichtswesen in Deutsch​land, dass die Ziele von Solvency II die Spartentrennung in Deutschland wieder in Frage stellen könnten, dies jedoch eine lange Vorbereitungszeit benötigt.
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